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Sehr geehrte Frau Bundesministerin, 
 
die Kommission teilt Österreich hiermit nach Prüfung der von den österreichischen 
Behörden zu der oben genannten Maßnahme übermittelten Angaben mit, dass die in dieser 
Entscheidung beschriebene staatliche Haftungsübernahme für österreichische Bundesmuseen 
eine staatliche Beihilfe darstellt, die infolge der für Kultur geltenden Ausnahmeregelung 
nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d EG-Vertrag mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar 
ist. 
 
 

I. Verfahren  

1. Mit Schreiben vom 1. Juni 2005 reichte die österreichische Anwaltskanzlei 
Freimüller/Noll/Obereder/Pilz im Auftrag eines nicht genannten vertraulich behandelten 
Beschwerdeführers1 bei der Kommission eine Beschwerde betreffend eine staatliche 
Haftungsübernahme für österreichische Bundesmuseen ein.  

2. Am 7. Juli 2005 bat die Kommission die Anwaltskanzlei, den Namen des 
Beschwerdeführers offen zu legen. Die Anwaltskanzlei antwortete mit Schreiben vom 
7. Juli 2005, dass es sich bei den Beschwerdeführern um sechs in Österreich befindliche 
Museen handelt, die keine Bundesmuseen sind. 

3. Am 20. September 2005 übermittelte die Kommission ein Schreiben an die 
Beschwerdeführer, das diese mit Schreiben vom 25. Oktober 2005 beantworteten. 

                                                 
1 Die Beschwerdeführer baten um vertrauliche Behandlung der Namen.  
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4. Am 19. Januar und 24. April 2006 ersuchte die Kommission Österreich um Auskünfte. 
Österreich antwortete mit Schreiben vom 7. März und 7. Juli 2006. 

II. Beschreibung der Maßnahme 

Nationale Rechtsgrundlage 

5. Die zu beurteilende staatliche Haftungsübernahme für österreichische Bundesmuseen 
gründet sich auf eine Bestimmung in Artikel IX Abs. 1 des Bundesfinanzgesetzes 
(nachfolgend „BFG“ genannt). Die Bestimmung wurde zum ersten Mal mit der 
Änderung des BFG 2003 eingeführt und seitdem jedes Jahr mit dem gleichen Wortlaut 
erneuert. Die Bestimmung räumt dem österreichischen Finanzminister die Möglichkeit 
ein, die Haftung für Schäden an Objekten zu übernehmen, die den Bundesmuseen von 
Dritten als Leihgabe für Ausstellungen zur Verfügung gestellt werden. Eine 
Sonderregelung in der Form einer Entschädigungsgarantie, die zusätzliche Ausführungen 
zur Anwendung der Haftungsübernahme enthält, wurde im April 2004 veröffentlicht. 
Der österreichische Finanzminister übernimmt diese Haftung seit 2004 regelmäßig auf 
der Grundlage individueller Anfragen durch die Bundesmuseen. 

Der Begünstigte 

6. Der Begünstigte der Haftungsübernahme ist eine Gruppe von acht in Wien befindlichen 
öffentlich-rechtlichen österreichischen Bundesmuseen2. 

Ziel  

7. Nach Angaben Österreichs ist die Zielsetzung der Haftungsübernahme die Erhaltung des 
nationalen kulturellen Erbes durch die Förderung des Austauschs von Kunstwerken 
innerhalb Österreichs und der Europäischen Gemeinschaft.  

Form, Umfang und Dauer der finanziellen Unterstützung  

8. Die direkt an den Verleiher erfolgende Leistung von Schadenersatzzahlungen ist 
begrenzt auf 100 Mio. EUR pro Ausstellungsprojekt, und der Gesamtwert der durch die 
staatliche Haftung abgedeckten Kunstwerke darf 1,0 Mrd. EUR pro Jahr nicht 
überschreiten. Österreich schätzt den wirtschaftlichen Wert der Haftungsübernahme auf 
3,9 bis 6,8 Mio. EUR im Jahr 2004 und auf 5,2 bis 9,1 Mio. EUR im Jahr 20053.  

 

                                                 
2  Kunsthistorisches Museum, Albertina, MAK, Galerie Belvedere, Museum Moderner Kunst Stiftung Ludwig, 

Naturhistorisches Museum Wien, Technisches Museum Wien, Nationalbibliothek. 
3 Der Staat übernahm die Haftung für Schäden an von Dritten als Leihgabe überlassenen Ausstellungsstücken 

mit einem Gesamtwert von 0,97 Mrd. im Jahr 2004 und von 1,3 Mrd. im Jahr 2005. Die 
Versicherungsprämie, die an eine private Versicherungsgesellschaft zu zahlen wäre, wird von Österreich auf 
0,4 bis 0,7 % des Wertes der als Leihgabe überlassenen Objekte geschätzt.  
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Eigenbeteiligung des Begünstigten  

9. Die Bundesmuseen entrichten für die Haftungsübernahme kein Entgelt. 

Die österreichische Haftungsübernahme im europäischen Kontext  

10. Laut einer im Jahr 2004 von der Generaldirektion Bildung und Kultur durchgeführten 
Studie gibt es in 16 von 31 untersuchten Ländern staatliche Haftungen für Museen4.  

III. Würdigung der Maßnahme 

1. Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag 

11. Die Kommission hat zunächst geprüft, ob die Maßnahme als staatliche Beihilfe im Sinne 
von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag anzusehen ist, wonach „staatliche oder aus 
staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung 
bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu 
verfälschen drohen, mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar [sind], soweit sie den 
Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen.“ 

12. Eine Maßnahme wird als staatliche Beihilfe betrachtet, wenn sie alle folgenden 
Bedingungen erfüllt: 1.) die Maßnahme wird aus staatlichen Mitteln gewährt; 2.) sie 
verschafft Unternehmen einen wirtschaftlichen Vorteil; 2.) dieser Vorteil ist selektiv und 
verfälscht den Wettbewerb oder droht, ihn zu verfälschen; und 4.) die Maßnahme 
beeinträchtigt den Handel zwischen Mitgliedstaaten. 

Einsatz staatlicher Mittel  

13. Die Haftungsübernahme erfolgt auf der Grundlage des österreichischen 
Bundesfinanzgesetzes („BFG“) durch den österreichischen Staat. Sie wird insofern aus 
staatlichen Mitteln finanziert, als der Staat dadurch, dass er für die Haftungsübernahme 
keine Prämie berechnet, auf Einnahmen verzichtet. Die Mittel entsprechen der Prämie, 
die eine private Versicherungsgesellschaft für die Übernahme des jeweiligen Risikos 
berechnet hätte. Die entgangenen Einnahmen sind staatliche Mittel im Sinne von 
Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag. 

Wirtschaftlicher Vorteil für ein Unternehmen  

14. Um festzustellen, ob die von Österreich gewährte staatliche Haftungsübernahme ein 
Unternehmen begünstigt, muss erstens geprüft werden, ob den Museen durch die 
Haftungsübernahme ein wirtschaftlicher Vorteil entsteht und zweitens, ob die 
Bundesmuseen in Bezug auf die Organisation und Durchführung von Ausstellungen 
Unternehmen sind. 

                                                 
4  Studie Nr. 2003-4879 - An inventory of national systems of public guarantees in 31 European countries 

(Juni 2004), vgl. http://ec.europa.eu/culture/eac/sources_info/studies/garanti_en.html. 



4 

15. Zum ersten Punkt ist festzustellen, dass die acht österreichischen Bundesmuseen durch 
die staatliche Haftungsübernahme von den Versicherungsprämien befreit werden, die sie 
normalerweise tragen müssten, wenn sie Kunstausstellungen mit von Dritten als 
Leihgabe überlassenen Exponaten durchführen und infolge dessen einen Vorteil erhalten. 
Diese Haftungszusage müsste normalerweise durch eine angemessene marktgerechte 
Prämie vergütet werden. Eine solche Prämie ist unter anderem vom Wert der als 
Leihgabe überlassenen Objekte, den Schadensquoten, den Sicherheitsstandards in den 
Museen und der Dauer der Ausstellungen abhängig. Österreich schätzt die an eine 
private Versicherungsgesellschaft zu zahlende Versicherungsprämie auf 0,4 – 0,7 % des 
Wertes der geliehenen Objekte. 

16. Zum zweiten Punkt ist festzustellen, dass der Begriff des Unternehmens im 
Wettbewerbsrecht jede eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit unabhängig von 
ihrer Rechtsform und der Art ihrer Finanzierung umfasst5. Jede Tätigkeit, die darin 
besteht, Güter oder Dienstleistungen auf einem bestimmten Markt anzubieten, ist eine 
wirtschaftliche Tätigkeit6. Infolge dessen sind die Rechtsform der Einheit, ihre 
Gewinnorientierung und die Art ihrer Finanzierung an sich keine ausschlaggebenden 
Kriterien7.  

17. Der Beschwerdeführer argumentierte, dass die österreichischen Bundesmuseen 
Unternehmen seien. Er machte geltend, dass der Zweck der Bundesmuseen die 
Bewahrung, die wissenschaftliche Bearbeitung und Erschließung sowie die Präsentation 
und Verwaltung des jeweils überlassenen oder erworbenen Sammlungsgutes sei. Neben 
dieser Haupttätigkeit seien einige der Bundesmuseen im Bereich der Organisation und 
Durchführung in- und ausländischer Ausstellungen aktiv, für die auch von Dritten 
geliehene Objekte verwendet würden. Bei dieser Tätigkeit stünden sie in unmittelbarem 
Wettbewerb zu privaten Ausstellern, die weder auf einen eigenen Sammelbestand noch 
auf eine staatliche Haftungszusage zurückgreifen könnten. Die Bundesmuseen würden 
versuchen, wirtschaftliche Vorteile zu erzielen und stünden mit den privaten 
Veranstaltern im Wettstreit um den zahlenden Besucher, dem Wettstreit um Sponsoren 
und dem Wettstreit zur Erlangung eines größtmöglichen Budgets zur Beschaffung des 
attraktivsten Ausstellungsprogramms. Die Tatsache, dass bei den Bundesmuseen keine 
Gewinnerzielungsabsicht vorliegt, sei für die Bewertung der Auswirkungen der 
Haftungsübernahme auf Handel und Wettbewerb nicht relevant, wenn die 
Bundesmuseen mit gewinnstrebenden Einheiten auf einem Markt im Wettbewerb stehen. 

18. Aus den von Österreich vorgelegten Informationen geht hervor, dass die österreichischen 
Bundesmuseen im Interesse des österreichischen Staates Tätigkeiten ausüben, die darauf 
abzielen, das nationale, aber auch das europäische und weltweite kulturelle Erbe zu 
fördern und der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Die Organisation und 
Durchführung von Ausstellungen mit der eigenen Sammlung ist ein wichtiger Teil des 
öffentlichen Auftrags. Um ein noch größeres Publikum anzuziehen und die eigene 

                                                 
5  Verbundene Rechtssachen C-180/98 bis C-184/98, Pavlov u. a., Slg. 2000, S. I-6451, Rdnr. 74;  

Rechtssache C-475/99 Ambulanz Köckner, Slg. 2001, S. I-8089, Rdnr. 19. 
6  Verbundene Rechtssachen C-180/98 bis C-184/98, Pavlov u. a., Slg. 2000, S. I-6451, Rdnr. 75; 

Rechtssache C-475/99 Ambulanz Köckner, Slg. 2001, S. I-8089, Rdnr. 19. 
7  Rechtssache C 41/90 Höfner und Elser, Slg. 1991, S. I-1979, Randnummern 21-22;  

Rechtssache C-364/92 Eurocontrol, Slg. 1994, S. I-43, Rdnr. 18; 
 verbundene Rechtssachen C 159/91 und C 160/91 Poucet und Pistre, Slg. 1993, S. I-637, Rdnr. 17. 
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Sammlung zu ergänzen, werden in einigen der Bundesmuseen jedoch häufig 
Sonderausstellungen organisiert und durchgeführt, die zum Teil auf von Dritten 
ausgeliehenen Objekten basieren. Derartige Sonderausstellungen sind für die 
Bundesmuseen sehr wichtig, da sie so ein attraktives und vielseitiges 
Ausstellungsprogramm bieten und im Allgemeinen erhebliche Einnahmen erzielen 
können. Wenn die Bundesmuseen versuchen, berühmte in- und ausländische 
Kunstobjekte für eine Ausstellung zu gewinnen, stehen sie dabei in direktem 
Wettbewerb zu anderen privaten und öffentlichen Museen in Österreich und Europa. Je 
nach den von den Museen gebotenen Bedingungen können Eigentümer wertvoller 
Kunstsammlungen beschließen, ihre Sammlungen in anderen Museen innerhalb oder 
außerhalb Österreichs auszustellen. Die Tatsache, dass die Haftung für eventuelle 
Schäden von einem zahlungsfähigen Träger übernommen wird, ist in dieser Hinsicht 
sicherlich ein wichtiger Vorteil.  

19. Aus den von Österreich übermittelten Informationen geht hervor, dass die 
Bundesmuseen neben den öffentlichen Mitteln erhebliche Einnahmen aus 
Eintrittsgebühren und anderen Geschäftstätigkeiten wie Sponsoring, Museumsshop und 
Museumscafé oder -restaurant erzielen. Diese Geschäftstätigkeiten stehen auf einem 
lokalen Markt im Wettbewerb zu gewinnorientierten Einheiten. Während der Anteil der 
Einnahmen aus den Eintrittsgeldern und Geschäftstätigkeiten an den Gesamteinnahmen 
bei einigen Museen eine untergeordnete Rolle spielt, ist er für andere wesentlich. Die 
Organisation und Durchführung von Ausstellungen spielt bei der Erzielung derartiger 
Einnahmen eine wichtige Rolle, denn die Eintrittsgebühren sind bei Ausstellungen in der 
Regel höher, und durch Verkaufsförderung lassen sich erhebliche Einnahmen für den 
Museumsshop erzielen. 

20. Angesichts des Vorstehenden zog die Kommission den Schluss, dass die Organisation 
und Durchführung von Ausstellungen durch die betroffenen österreichischen 
Bundesmuseen als wirtschaftliche Tätigkeit zu betrachten ist. Daher wird - unabhängig 
davon, ob alle Tätigkeiten der österreichischen Bundesmuseen gewerblicher Art sind - 
der Schluss gezogen, dass die österreichischen Bundesmuseen bei der Organisation und 
Durchführung von Ausstellungen als Unternehmen zu betrachten sind.  

Selektivität und Verfälschung des Wettbewerbs  

21. Andere in- und ausländische Akteure, die auf dem Gebiet der Kunstausstellungen und im 
kulturellen Bereich tätig sind und mit den österreichischen Bundesmuseen konkurrieren, 
können die Haftungsübernahme nicht in Anspruch nehmen. Daher ist die Maßnahme 
selektiv und könnte den Wettbewerb in diesen Sektoren verfälschen. 

Auswirkungen auf den innergemeinschaftlichen Handel  

22. Die Bundesmuseen beherbergen Ausstellungen von internationaler Bedeutung, die auch 
in den internationalen Museen anderer Mitgliedstaaten durchgeführt werden könnten. 
Die Organisation und Durchführung von Ausstellungen durch die österreichischen 
Bundesmuseen ist für die Stadt Wien ein wichtiges Mittel, um Touristen aus aller Welt 
anzuziehen. Dank ihres weltweiten Rufs sind die betroffenen Museen in der Lage, 
renommierte Ausstellungen durchzuführen, die ein internationales Publikum anziehen. 
Die Durchführung einer wichtigen Ausstellung kann ein entscheidendes Argument für 
die Entscheidung ausländischer Touristen sein, Wien zu besuchen. Da die 
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Haftungsübernahme es den betroffenen Unternehmen ermöglicht, größere oder 
wichtigere Ausstellungen anzubieten, als es ohne die Haftungsübernahme der Fall wäre, 
könnte sie sich auf den Wiener Fremdenverkehr auswirken. Daher ist nicht 
auszuschließen, dass die betrachtete Maßnahme sich auf den innergemeinschaftlichen 
Handel auswirkt8.  

Schlussfolgerung  

23. Gemäß Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag ist die Kommission von jeder beabsichtigten 
Einführung oder Umgestaltung von Beihilfen so rechtzeitig zu unterrichten, dass sie sich 
dazu äußern kann. Die Mitgliedstaaten dürfen die von ihnen vorgeschlagenen 
Maßnahmen nicht anwenden, bevor in diesem Verfahren eine abschließende 
Entscheidung getroffen wurde. Die Haftungsübernahme für die österreichischen 
Bundesmuseen wurde zunächst im Jahr 2003 wirksam und ist seither in Kraft. Wie 
bereits festgestellt, übernimmt der österreichische Finanzminister seit dem Jahr 2004 
regelmäßig die Haftung für Schäden an den den Bundesmuseen von Dritten als Leihgabe 
für Ausstellungen zur Verfügung gestellten Objekten. Österreich schätzt den 
wirtschaftlichen Wert der Haftungsübernahme auf 3,9 bis 6,8 Mio. EUR im Jahr 2004 
und auf 5,2 bis 9,1 Mio. EUR im Jahr 2005. Die Haftungsübernahme stellt eine staatliche 
Beihilfe im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag dar, so dass ihre Vereinbarkeit 
mit Artikel 87 Absatz 3 EG-Vertrag bewertet werden muss. 

2. Vereinbarkeit  

Anwendbarkeit von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d EG-Vertrag  

24. Beihilfen, die die in Artikel 87 Absatz 3 EG-Vertrag dargelegten Bedingungen erfüllen, 
können als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt werden. Die zu beurteilende 
Maßnahme zielt auf die Förderung der Kultur und den Erhalt des kulturellen Erbes ab. 
Gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d EG-Vertrag können Beihilfen zur Förderung der 
Kultur und der Erhaltung des kulturellen Erbes als mit dem Gemeinsamen Markt 
vereinbar angesehen werden, wenn sie die Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der 
Gemeinschaft nicht in einem Maß beeinträchtigen, das dem gemeinsamen Interesse 
zuwiderläuft.  

Die österreichischen Bundesmuseen verfolgen ein kulturelles Ziel 

25. Die österreichischen Bundesmuseen sind nicht gewinnorientierte, ständige Einrichtungen 
im Dienste der österreichischen Gesellschaft, die der Öffentlichkeit offen stehen. Sie sind 
in den Bereichen Erwerb, Konservierung, Erforschung, Bekanntmachung und 
Ausstellung von Kunstwerken zu Studien-, Bildungs- und Vergnügungszwecken 
zuständig. Trotz des Umfangs ihrer ständigen Sammlungen wird von den Bundesmuseen 
auch erwartet, dass sie vorübergehende Ausstellungen organisieren und durchführen, um 
für die Öffentlichkeit attraktiv zu bleiben; diese Ausstellungen bilden eine Ergänzung, 
die notwendig ist, damit die Museen weiterbestehen können und Wissen über Kunst 

                                                 
8  Siehe die Beschlüsse der Kommission vom: 

- 21. Januar 2003, NN136/A/2002 „Ecomusée d’Alsace“ (Frankreich) Abschnitt 3, ABl. C 97 vom 
24. April 2003, S. 10; 

- 18. Februar 2004, N 630/2003 „Local museums Region of Sardinia“ (Italien) Abschnitt 3, ABl. C 275 vom 
8. November 2005, S. 3.  
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erworben werden kann. Dank dieser Ausstellungen kann eine breitere Öffentlichkeit 
Kunstwerke sehen, die in der Regel in aller Welt verstreut sind und sich sowohl in 
Museen als auch in privaten Sammlungen befinden. Die Pflicht zur Bildung wird somit 
erfüllt, denn mit Hilfe dieser Ausstellungen kann zum Beispiel das Gesamtwerk eines 
Künstlers, eine Gesamtbewegung oder ein Gesamtzeitraum gezeigt werden.  

26. Aus den von Österreich übermittelten Informationen geht hervor, dass die 
österreichischen Bundesmuseen für das kulturelle Erbe Österreichs - insbesondere im 
Bereich der Kunstausstellungen - von herausragender Bedeutung sind. Im Jahr 2004 
zählten die Bundesmuseen über 3,5 Mio. Besucher. Die beiden meistbesuchten Museen 
in Österreich, die Albertina und das Kunsthistorische Museum, sind Bundesmuseen. Die 
internationale Zusammenarbeit und insbesondere der Austausch von Kunstsammlungen 
zwischen den Museen sind für diese Museen von zunehmender Bedeutung.  

27. Die Haftungsübernahme senkt die Kosten der Museen für die Versicherung der von 
Dritten ausgeliehenen Objekte. Diese Kosteneinsparungen können sich nicht nur im 
Preis der Eintrittskarten sondern auch in der Organisation und Durchführung von mehr 
bzw. größeren Ausstellungen von höherer Qualität niederschlagen. In diesem Sinne 
fördert die Haftungsübernahme auch die Kultur, da eine größere Zahl von Menschen 
mehr Ausstellungen und größere Ausstellungen sehen kann. 

28. Es kann daher davon ausgegangen werden, dass die Maßnahme darauf abzielt, das 
kulturelle Erbe zu bewahren und den kulturellen Austausch sowie die kulturelle 
Darstellung auf regionaler und nationaler Ebene zu fördern. 

Die österreichischen Bundesmuseen beeinträchtigen die Handels- und 
Wettbewerbsbedingungen nicht in einem Maße, das dem gemeinsamen Interesse 
zuwiderläuft. 

29. Die Bundesmuseen werden vorrangig aus öffentlichen Mitteln finanziert, deren Höhe im 
Bundesfinanzgesetz festgesetzt ist. Der Anteil der öffentlichen Mittel am Gesamtbudget 
der acht Bundesmuseen machte im Jahr 2004 rund 75 % aus. Im Jahr 2004 wurden für 
die Bundesmuseen öffentliche Mittel in Höhe von 89 Mio. EUR zur Verfügung gestellt. 
Die Haftungsübernahme durch den Staat ist die wichtigste Art, Versicherungskosten 
einzusparen. Ohne diese Haftungsübernahme müssten die Bundesmuseen die 
Zusatzkosten für die Versicherungsprämien tragen, was den Anteil der öffentlichen 
Mittel am Gesamtbudget wiederum um rund 2 % erhöhen würde.  

30. Angesichts der geringen Wirtschaftlichkeit der Ausstellungstätigkeit der Bundesmuseen 
würde sich kein privater Investor bereit finden, die Bundesmuseen ohne öffentliche 
Unterstützung zu betreiben. Die Tätigkeit der Bundesmuseen wirkt sich jedoch auf 
verschiedene Lebensbereiche sehr positiv aus, und dieser Nutzen für die Öffentlichkeit 
lässt sich nicht finanziell bemessen. Darüber hinaus ist die Erhaltung des kulturellen 
Erbes für alle europäischen Bürger ein anerkannter Bereich im Sinne von Art. 151 EG-
Vertrag. 
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31. Die Durchführung einer wichtigen Ausstellung kann für die Stadt Wien auch ein 
zusätzliches Mittel sein, um internationale Touristen anzuziehen, aber seine 
Gesamtwirkung kann als untergeordnet betrachtet werden. Die Maßnahme beeinträchtigt 
die Handels- und Wettbewerbsbedingungen somit nicht in einem Maße, das dem 
gemeinsamen Interesse zuwiderläuft.  

32. Angesichts des Vorstehenden ist die Kommission zu dem Schluss gekommen, dass die 
untersuchte Maßnahme die Kultur fördert und das nationale kulturelle Erbe erhält, ohne 
die Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der Gemeinschaft in einem Maß zu 
beeinträchtigen, das dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft. 

IV. Entscheidung 

33. Angesichts des Vorstehenden kam die Kommission zu dem Schluss, dass die 
Haftungsübernahme für die österreichischen Bundesmuseen eine staatliche Beihilfe im 
Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag darstellt. 

34. Die Kommission stellt fest, dass Österreich die betreffende Regelung widerrechtlich 
unter Verstoß gegen Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag angewandt hat. Auf der Grundlage 
der vorstehenden Würdigung hat die Kommission jedoch entschieden, keine Einwände 
gegen die untersuchte Maßnahme zu erheben, da sie eine staatliche Beihilfe darstellt, die 
gemäß der Ausnahmeregelung für Kultur nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d EG-
Vertrag mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ist.  

Falls dieses Schreiben vertrauliche Angaben enthält, die nicht veröffentlicht werden sollen, 
werden Sie gebeten, die Kommission hiervon innerhalb von 15 Arbeitstagen nach dessen 
Eingang unter Angabe von Gründen in Kenntnis zu setzen. Erhält die Kommission keinen 
derart begründeten Antrag innerhalb der vorerwähnten Frist, so geht sie davon aus, dass Sie 
mit der Veröffentlichung des vollständigen Wortlauts dieses Schreibens in der verbindlichen 
Sprachfassung auf der Internet-Seite 
http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/index.htm an Dritte einverstanden sind. 
Ihr Antrag ist per Einschreiben oder Telekopiergerät an folgende Anschrift zu richten: 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Staatliche Beihilfen 
B-1049 Brüssel 
Fax: (32-2) 296 12 42 
 
 

Mit vorzüglicher Hochachtung, 

Für die Kommission 
 
 
 

Neelie KROES 
Mitglied der Kommission 


